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1. Statnt 
für die Kalpenzmoor⸗Entwäſſerungs⸗Genoſſenſchaft 
in Drewitz, im Kreiſe Cottbus. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen uſw., verordnen auf Grund der 88 57 und 
65 des Geſetzes, betreffend die Bildung von Waſſer⸗ 
genoſſenſchaften, vom 1. April 1879 (Geſetzſamml. 
S. 297), nach Anhörung der Beteiligten, was folgt: 

$ 1. Die Eigentümer der dem Meliorations⸗ 
gebiet angehörenden Grundſtücke in der Gemarkung 
Drewitz werden zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, 
um den Ertrag dieſer Grundſtücke nach Maßgabe des 
Meliorationsplanes des Meliorationsbauwarts Neu⸗ 
hof vom 31. Mai 1907 durch Entwäſſerung zu ver⸗ 
beſſern. 2 

Auf der zum Meliorationsplane gehörenden 
Karte iſt das Meliorationsgebiet mit einer grünen 
Linte begrenzt. In den zugehörigen Verzeichniſſen 
ſind die zum Meliorationsgebiete gehörigen Grund⸗ 
ſtücke nachgewieſen. 

Karte und Verzeichniſſe werden unter Bezug⸗ 
nahme auf das genehmigte Statut beglaubigt und 
bei der Aufſichtsbehörde der Genoſſenſchaft nieder⸗ 
gelegt. Beglaubigte Abzeichnung und Abſchrift erhält 
der Vorſteher der Genoſſenſchaft; er hat ſie auf⸗ 
zubewahren und ſtets auf dem Laufenden zu erhalten. 

Der Vorſtand hat die aufzuſtellenden beſonderen 
Meliorationspläne vor Beginn ihrer Ausführung der 
Aufſichtsbehörde zur Prüfung durch den Meliorations⸗ 
baubeamten und zur Genehmigung einzureichen. 

Aenderungen des Meliorationsplanes, welche 

als erforderlich herausſtellen, können vom 
Genoſſenſchaftsvorſtande beſchloſſen werden. Der 
Beſchluß unterltegt der Prüfung des Meliorations⸗ 
baubeamten und bedarf der Genehmigung der Auf⸗ 
ſichtsbehörde. 

Vor Erteilung der Genehmigung ſind diejenigen 
Genoſſen zu hören, deren Grundſtücke durch die 
Beränderung der Anlage betroffen werden. 


§ 2. Die Genoſſenſchaͤft führt den Namen 
Kalpenzmoor⸗Entwäſſerungs⸗Genoſſenſchaft“ und hat 
ihren Sitz in Drewitz. 

$ 3. Die Koſten der Herſtellung und Unter⸗ 
haltung der gemeinſchaftlichen Anlagen werden von 
der Genoſſenſchaft getragen. 

Die zur zweckentſprechenden Nutzbarmachung 
der Melioration für die einzelnen Grundſtücke er⸗ 
forderlichen Einrichtungen, wie Umbau und Beſamung 
von Wieſen, Anlage und Unterhaltung beſonderer 
Zu⸗ und Ableitungsgräben u. dgl., bleiben den ber 
treffenden Eigentümern überlaſſen. Dieſe ſind jedoch 
gehalten, die im Intereſſe der ganzen Melioration 
getroffenen Anordnungen des Vorſtehers bei Ver⸗ 
meidung der geſetzlichen Zwangsmittel (8 54 des 
Waſſergenoſſenſchaftsgeſetzes) zu befolgen. 

5 4. Außer der Herſtellung der im Plane 
vorgeſehenen gemeinſchaftlichen Anlagen liegt dem 
Verbande ob, Binnen⸗Ent⸗ und ⸗Bewäſſerungsanlagen 
im Meltorationsgebiete, die nur durch Zuſammen⸗ 
wirken mehrerer Grundbeſitzer ausführbar ſind, zu 
vermitteln und nötigenfalls, nachdem der Plan und 
das Beitrags verhältnis von der Aufſichtsbehörde 
feitgeftellt find, auf Koſten der dabei beteiligten Grund⸗ 
befiger durchführen zu laſſen. 

Dle Unterhaltung derartiger Anlagen unterſteht 
der Aufſicht des Vorſtehers. 

8 5. Die gemeinſchaftlichen Anlagen werden 
unter Leitung des von dem Vorſteher auf Beſchluß 
des Vorſtandes anzunehmenden Genoſſenſchafts⸗ 
technikers ausgeführt und unterhalten. 

Der mit der Auſſicht betraute Techniker hat 
das Bauprogramm aufzuftellen, die beſonderen Pläne 
auszuarbeiten, die für die Verdingung erforderlichen 
Unterlagen zu beſchaffen und zur Genehmigung vor⸗ 
zulegen, überhaupt alle für das zweckmäßige Inein⸗ 
andergreifen der Arbeiten notwendigen Maßnahmen 
rechtzeitig anzuregen und vorzubereiten, die Aus⸗ 
führung zu leiten und die für Aenderungs⸗ und 
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Grgänzungsanträge, für Abſchlagszahlungen und für 
die Abnahme erforderlichen Unterlagen anzufertigen. 

Die Wahl des Technikers, der mit ihm abzu⸗ 
ſchließende Vertrag und die Bedingungen für die 
etwaige Vergebung der Hauptarbeiten unterliegen 
der Zuſtimmung des Meliorationsbaubeamten, dem 
der Beginn der Ausführungsarbetten rechtzeitig an⸗ 
zuzeigen iſt. Auch im übrigen hat der Vorſtand in 
techniſchen Angelegenheiten während der Bauaus⸗ 
führung den Rat des Meliorationsbaubeamten ein⸗ 
zuholen und zu berüdfichtigen. 

Nach Beendigung der Ausführung hat der 
Mellorationsbaubeamte die Anlagen abzunehmen und 
hat feſtzuſtellen, ob das Unternehmen zweck⸗ und 
planmäßig und mit den von der Aufſichtsbehörde 
genehmigten Aenderungen ausgeführt iſt. Sollten 
hierbei Nachmeſſungen erforderlich ſein, ſo ſind ſie 
unter Leitung des Meliorationsbaubeamten von ver⸗ 
eideten Technikern vorzunehmen; die Koſten dieſer 
Aufmeſſungen find von der Genoſſenſchaft zu tragen. 

8 6. Das Verhältnis, nach welchem die ein- 
zelnen Genoſſen zu den Genoſſenſchaftslaſten beizu⸗ 
tragen haben, richtet ſich nach dem für die einzelnen 
Genoſſen aus den Genoſſenſchaftsanlagen erwachſenden 
Vorteile. f 

Dieſer Vorteil entſpricht zurzeit dem Flächen⸗ 
inhalte der zur Genoſſenſchaft gehörenden Grundſtücke. 
Die Genoſſenſchaftslaſten werden daher nach Maß⸗ 
gabe des Flächenraums der beteiligten Grundſtücke 
aufgebracht. 

Beitragsfrei ſind die im Teilnehmerverzeichnis 
als ſolche aufgeführten Grundflächen. 

8 7. Die hiernach von dem Vorſtande aufzu⸗ 
ſtellende Beitragsliſte iſt vier Wochen lang zur Ein⸗ 
ſicht der Genoſſen in der Wohnung des Vorſtehers 
auszulegen. Die Auslegung iſt vorher ortsüblich 
in der Gemeinde Drewitz, an auswärtige Genoſſen 
durch Sonderſchreiben, und in dem für die öffent⸗ 
lichen Bekanntmachungen der Genoſſenſchaft be⸗ 
ſtimmten Blatte bekannt zu machen. 

Ueber etwaige Abänderungsanträge, die inner⸗ 
halb dieſer Friſt ſchriftlich beim Vorſteher anzu⸗ 
bringen ſind, entſcheidet die Aufſichtsbehörde. 

Jedem Genoſſen ſteht es zu jeder Zeit frei, mit 
der Behauptung, daß die aus dem Genoſſenſchafts⸗ 
unternehmen erwachſenden Vorteile nicht allen Grund⸗ 
ſtücken in gleichem Maße zugute kommen, zu ver: 
langen, daß die Höhe ſeines Beitrags dem wirklichen 
Vorteile feiner Grundſücke entſprechend feſtgeſetzt 
werde. Solche Anträge ſind bei dem Vorſtande an⸗ 
zubringen, gegen deſſen Entſcheidung binnen zwe 
Wochen Beſchwerde an die Auffichtsbehörde zuläſſig 
iſt. Dieſe entſcheidet darüber endgültig, kann aber 
vor der Entſcheidung durch Sachverſtändige, welche 
ſie ernennt, im Beiſein des Antragſtellers und eines 
Vorſtandsvertreters eine Unterſuchung eintreten laſſen. 
Sind beide Teile mit dem Gutachten der Sachver⸗ 
ſtändigen einverſtanden, fo wird die Höhe des Bei⸗ 


luags danach feſtgeſtellt. Wird eine Entſcheldung 


erforderlich, ſo trägt der unterliegende Teil die Koſten. 


8 8. Im Falle einer Parzellierung find die 
Genoſſenſchaftslaſten nach dem im Statute vorge⸗ 
ſchriebenen Beteiligungsmaßſtabe durch den Vorſtand 
auf die Trennſtücke verhältnismäßig zu verteilen. 
Gegen die Feſtſetzung des Vorſtandes iſt innerhalb 
HN die Beſchwerde an die Aufſichtebehörde 
juläſſig. 

8 9. Die Genoſſen find verpflichtet, die Bel⸗ 
träge in den von dem Vorſtande feſtzuſetzenden 
Terminen zur Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. Beil 
verſäumter Zahlung hat der Vorſteher die fälligen 
Beträge beizutreiben. 

§ 10. Jeder Genoffe hat ſich die Einrichtung 
der nach dem Meliorattonsplan in Ausſicht genom⸗ 
menen Anlagen, dieſe Anlagen ſelbſt und deren 
Unterhaltung, ſoweit ſein Grundſtück davon vorüber⸗ 
gehend oder dauernd betroffen wird, gefallen zu laſſen. 

Darüber, ob und zu welchem Betrage dem ein⸗ 
zelnen Genoſſen hierfür, unter Berückſichtigung der 
ihm aus der Anlage erwachſenden Vorteile, eine 
Entſchädigung gebührt, entſcheidet, falls ſich ein Ge⸗ 
noſſe mit dem Vorſteher nicht gütlich verſtändigen 
ſollte, das nach dieſem Statut zu bildende Schleds⸗ 
gericht mit Ausſchluß des Rechtswegs. 

8 11. Längs der Hauptgräben muß ein 
Streifen von einem Meter Breite, vom oberen 
Rande der Böſchung an gerechnet, unbeackert bleiben. 
Dieſer Streifen und die Böſchungen dürfen nur 
durch Abmähen, nicht aber als Weide genutzt und 
müſſen von Bäumen, Sträuchern, Hecken und der⸗ 
gleichen freigehalten werden. 

Das Durchtreiben des Viehes durch die Gräben 
und das Tränken daraus iſt nur an den vom Vor⸗ 
ſande befonders dazu beſtimmten Stellen geſtattet. 

Bei der Räumung müſſen die Grabenantieger 
den Auswurf, deſſen Eigentum ihnen zufällt, auf 
nehmen und binnen vier Wochen — wenn aber die 
Räumung vor der Ernte geſchieht, binnen vier Wochen 
nach der Aberntung des Grundſtücks — bis auf 
vier Meter vom Rande der Böſchung fortſchaffen. 

Zuwliderhandlungen unterliegen den geſetzlichen 
Ordnungsſtrafen (S 54 des Waſſergenoſſenſchafts⸗ 
geſetzes). Außerdem iſt der Schaden, der an Ge? 
noſſenſchaftsanlagen durch Uebertretung dieſer Vor 
schriften oder ſonſt durch Abſicht oder Fahrläſſigkeit 
entiteht, von dem hierfür haftbaren Genoſſen unter 
Beachtung der Weiſungen des Vorſtehers und bei 
Vermeidung zwangsweiſer Ausführung auf feine 
Koſten zu beſeitigen. 

§ 12. Bei Abſtimmungen hat jeder 6 
pflichtige Genoſſe mindeſtens eine Summe. Ir 
übrigen richtet ſich das Stimmverhältnis nach dem 
Verhältniſſe der Teilnahme an den Genoſſenſchafts⸗ 
laſten, und zwar in der Weiſe, daß für jedes ange⸗ 
fangene Hektar beittagspflihtigen Grundbeſizes eine 
Stimme gerechnet wird. Iſt die Höhe des Beitragz 
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eines Genoſſen abweichend von dem in & 6 beſtimmten 
Vorteils maßſtabe feſtgeſetzt, ſo wird auch die Zahl 
der Stimmen dementſprechend berechnet. 

Die Stimmliſte iſt demgemäß von dem Vor⸗ 
ſtande zu entwerfen und vier Wochen lan zur 
Einſicht der Genoſſen in der Wohnung des Vor⸗ 
ſtehers auszulegen. Die Auslegung iſt vorher 
ortsüblich in der Gemeinde Drewitz, an auswärtige 
Genoſſen durch Sonderſchreiben und in dem für die 
öffentlichen Bekanntmachungen der Genoſſenſchaft 
beſtimmten Blatte bekannt zu machen. 

Anträge auf Berichtigung der Stimmliſte ſind 
an keine Friſt gebunden. 

Jeder Genoſſe kann ſein Stimmrecht durch 
einen anderen, mit ſchriftlicher Vollmacht verſehenen 
Genoſſen ausüben. Br 

Miteigentümer eines Grundſtücks können ihr 
Stimmrecht nur gemeinſchaftlich ausüben. Beteiligen 
ſich nicht ſämtliche Mitelgentümer an der Abſtim⸗ 
mung, fo gelten die Nichterſchienenen oder Nicht⸗ 
abſiimmenden als den Erklärungen der Erſchlenenen 
zuftimmend. 

In der Ausübung des Stimmrechts werden 
vertreten: 

1. Geſchäftsunfähige oder in der Geſchäftsfähigkeit 

Beſchränkte durch ihren geſetzlichen Vertreter, 

2. Ehefrauen durch ihren Ehemann und 
3, juriſtiſche Perſonen durch ihre verfaſſungsmäßig 
berufenen Vertreter. 

818. Der Genoſſenſchaftsvorſtand beſteht aus 

a) einem Vorſteher, 
b) einem Stellvertreter des Vorſtehers und 
drei weiteren Beiſitzern. 

Die Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehrenamt. 

Als Erſatz für Auslagen und Zeitverläumnis 
erhält jedoch der Vorſteher eine von der General⸗ 
verſammlung feſtzuſetzende jährliche Entſchädigung. 

Die Mitglieder des Vorſtandes nebſt drei ſtell⸗ 
vertretenden Beiſitzern werden von der General⸗ 
verſammlung auf ſechs Jahre gewählt. Die Wahl 
des Vorſtehers und ſeines Stellvertreters bedarf der 
Beſtätigung der Aufſichts behörde. 

Wählbar iſt jeder Genoſſe und jeder zur Aus⸗ 
übung des Stimmrechts befugte Vertreter eines 
Genoſſen, welcher im Beſitze der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte iſt. Die Wahl der Vorſtandsmitglieder wie 
der ſtellvertretenden Beiſitzer erfolgt in getrennten 
Wahlhandlungen für jede Stelle. Jeder Wähler 
hat dem Leiter der Generalverſammlung mündlich 
und zu Protokoll zu erklären, wem er ſeine Stimme 
geben will. Erhält im erſten Wahlgang eine 
Perſon nicht mehr als die Hälfte aller abgegebenen 
Stimmen, ſo erfolgt eine engere Wahl zwiſchen den⸗ 
jenigen beiden Perſonen, welche die meiſten Stimmen 
erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
das vom Vorſitzenden zu ziehende Los. 

Wahl durch Zuruf iſt zuläſſig, wenn kein 
Widerſpruch erfolgt. Die Ausſcheidenden bleiben 


bis zur Einführung der neugewählten Mitglieder 
im Amte. 

8 14. Die Gewählten werden von der Auf⸗ 
ſichtsbehörde durch Handſchlag an Eides ftatt verpflichtet. 

Zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder und 
deren Stellvertreter ſowie zum Ausweis über den 
Eintritt des Falles der Stellvertretung dient eine 
Beſcheinigung der Aufſichtsbehörde. 

Der Vorſtand hält ſeine Sitzungen unter 
Vorſitz des Vorſtehers, der gleiches Stimmrecht wie 
die übrigen Vorſtandsmitglieder hat und deſſen 
Stimme im Falle der Stimmengleichheit entſcheidet. 

Zur Gültigkeit der gefaßten Beſchlüſſe iſt es 
erforderlich, daß die Vorſtandsmitglieder unter 
Angabe der Gegenſtände der Verhandlung geladen 
und daß mit Einſchluß des Vorſtehers mindeſtens 
zwei Drittel der Vorſtandsmitglieder anweſend find. 
Wer am Erſcheinen verhindert iſt, hat dies un⸗ 
verzüglich dem Vorſteher anzuzeigen. Dieſer hat 
alsdann einen ſiellvertretenden Beiſitzer zu laden. 

Muß der Vorſtand wegen Beſchlußunfähigkeit 
zum zweiten Male zur Beratung über denſelben 
Gegenſtand zuſammenberufen werden, ſo ſind die 
erſchienenen Mitglieder ohne Rückſicht auf ihre Zahl 
beſchlußfähig. Bei der zweiten Zuſammenberufung ſoll 
auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen werden. 

§ 15. Soweit nicht im Statut einzelne Ver⸗ 
waltungsbefugniſſe dem Vorſtand oder der General⸗ 
verſammlung vorbehalten ſind, hat der Vorſteher die 
ſelbſtändige Leitung und Verwaltung aller Angelegen⸗ 
heiten der Genoſſenſchaft. 

Insbeſondere liegt ihm ob: 

a) die Aueführung der von der Genoſſenſchaft 
herzuſtellenden Anlagen nach dem feſtgeſtellten 
Meliorationsplane zu veranlaſſen und zu beauf⸗ 
ſichtigen; 

b) über die Unterhaltung der Anlagen ſowie über 
die Grabenräumung und die Nutzung, Beackerung 
und Bepflanzung der an die Gräben anſtoßenden 
Grundſtücksſtreifen und dergleichen mit Zu⸗ 
ſtimmung des Vorſtandes die nötigen An⸗ 
ordnungen zu treffen und die etwa erforderlichen 
Ausführunasvorſchriften zu erlaſſen; 

e) die vom Vorſtande feſtgeſetzten Beiträge auszu⸗ 
ſchreiben und einzuziehen, die Zahlungen auf 
die Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſenverwaltung 
mindeſtens zweimal jährlich zu revidieren; 

d) die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem 
Vorſtande zur Feſtſetzung und Abnahme vor⸗ 
zulegen; 

e) die Beamten der Genoſſenſchaft zu beauffichtigen 
und die Unterhaltung der Anlagen zu überwachen; 

f) die Genoſſenſchaft nach außen zu vertreten, den 
Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen 
und ihre Urkunden zu unterzeichnen. Zur Ab⸗ 
ſchließung von Verträgen hat er die Genehmigung 
des Vorſtandes einzuholen. Zur Gültigkeit der 
Vorträge iſt dieſe Genehmigung nicht erforderlich; 
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g) bie nach Maßgabe des Statuts und der Aus⸗ 
führungsvorſchriften von ihm angedrohten und 
feſtgeſetzten Ordnungeſtrafen, die den Betrag 
von dreißig Mark jedoch nicht überſteigen dürfen, 
ſowie Koſten (88 7 und 21) zur Genaſſenſchafts⸗ 
kaſſe einzuziehen. 
$ 16. Die genoſſenſchaftlichen und die in 8 4 

Abi. 1 bezeichneten Anlagen werden nach der Fertig⸗ 
ſtellung in regelmäßige Schau genommen, die jährlich 
zweimal, im Frühjahr und im Herbſte, ftattzufinden 
hat. Der Schautermin wird nach Benehmen mit der 
Auſſichtsbehörde und dem Meliorationsbaubeamten 
von dem Vorſteher möglichſt vier Wochen vorher an⸗ 
beraumt und auf ortsübliche Weiſe rechtzeitig bekannt 
gemacht. Der Vorſteher leitet die Schau. Die 
übrigen Vorſtandsmitglieder ſind dazu einzuladen. 

Auch die anderen Genoſſen ſind berechtigt, an 
der Schau teilzunehmen. 

Das Ergebnis der Schau iſt in einem Protokolle, 
für deſſen Aufbewahrung der Vorſteher zu ſorgen 
hat, niederzulegen. Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, 
die Arbeiten, welche nach techniſchem Ermeſſen zur 
Unterhaltung der der Schau unterliegenden Anlagen 
notwendig find, erforderlichenfalls auf Koſten der 
Genoſſenſchaft ausführen zu laſſen. Ueber Beſchwerden 
gegen ſolche Anordnungen der Aufſichtsbehörde ent⸗ 
ſcheidet der Regierungspräſident endgültig. 

§ 17. Die Verwaltung der Kaffe führt ein 

Rechner, welcher von dem Vorſtand auf ſechs Jahre 
gewählt und deſſen Entſchädigung vom Vorſtande 
feſtgeſtellt wird. Die Aufſichtsbehörde kann jederzeit 
die Entlaſſung des Rechners wegen mangelhafter 
Dienſtführung anordnen. Dies iſt bei Anſtellung 
des Rechners durch Vertrag auszubedingen. 
- $ 18. Kein Eigentümer darf die Schleufen 
öffnen oder zuſetzen oder überhaupt die Entwäſſerungs⸗ 
anlagen eigenmächtig verändern, bei Vermeidung 
einer vom Vorſteher feſtzuſetzenden Ordnungsſtrafe 
bis zu dreißig Mark für jeden Uebertretungsfall. 

§ 19. Der gemeinſamen Beſchlußfaſſung der 
Genoſſen unterliegen: 

1. die Wahl der Vorſtandsmitglieder und deren 
Stellvertreter; 

2. die Feſtſetzung der dem Vorſteher zu gewähren⸗ 
den Entſchädigung; 

3. die Wahl der Schiedsrichter und deren Stell 
vertreter; 

4. die Abänderung des Statuts. 

§ 20. Die erſte zur Beſtellung des Vorſtandes 
erforderliche Generalverſammlung beruft die Auf⸗ 
ſichtsbehörde, welche auch zu den in dieſer Ver⸗ 
ſammlung erforderlichen Abſtimmungen elne vor 
läufige Stimmliſte nach den Flächenangaben des 
Grundſtücksregiſters des Genoſſenſchaftsgebiets auf⸗ 
zuſtellen hat. 

Die weiteren Generalverſammlungen find in 
den geſetzlich vorgeſchriebenen Fällen (S 60 des 
Waſſergenoſſenſchaftsgeſetzes) durch den Vorſtand, 


im übrigen aber durch den Vorſteher, und zwar 
mindeſtens alle fünf Jahre, zuſammenuberufen. 

Die Einladung erfolgt unter Angabe der Gegen⸗ 
ftände der Verhandlung durch das für die öffentlichen 
Bekanntmachungen der Genoſſenſchaft beſtimmte Blatt 
und außerdem durch ortsübliche Bekanntmachung in 
der Gemeinde Drewitz ſowie durch Sonderſchreiben 
an die auswärtigen Genoſſen. 

Zwiſchen der Einladung und der Verſammlung 
muß ein Zwiſchenraum von mindeſtens zwei Wochen 
liegen. 

Die Verſammlung iſt ohne Rückſicht auf die 
Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig. 

Der Vorſteher führt den Vorſitz. 

Die Generalverſammlung kann auch von der 
Aufſichtsbehörde zuſammenberufen werden. In dieſem 
Falle führt ſie oder der von ihr ernannte Kommiſſar 
den Vorſitz. 

§ 21. Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mit⸗ 
gliedern der Genoſſenſchaft über das Eigentum an 
Grundſtücken, über das Beſtehen oder den Umfang 
von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungs⸗ 
rechten oder über etwaige, auf beſonderen Rechtstiteln 
beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien 
entſtehen, gehören zur Entſcheidung der ordentlichen 
Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, 
welche die gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſen⸗ 
ſchaft oder die vorgebliche Beeinträchtigung einzelner 
Genoſſen in ihren durch das Statut begründeten 
Rechten betreffen, von dem Vorſteher unterſucht und 
entſchieden; ſoweit nicht nach dem Statut oder nach 
geſetzlicher Vorſchrift eine andere Stelle zur Ent⸗ 
ſcheidung berufen iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtehers ſteht, 
ſofern nicht eine andere Behörde ausſchließlich zu⸗ 
ſtändig ift, jedem Teile die Anrufung der Entſcheidung 
eines Schiedsgerichts frei, welche binnen zwei Wochen, 
von der Bekanntmachung des Beſcheides an gerechnet, 
ſchriftlich bei dem Vorſteher angemeldet werden muß. 
Die Koſten dieſes Verfahrens ſind dem unterliegenden 
Teile aufzuerlegen. 

Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden, 
welchen die Aufſichtsbehörde ernennt, und aus zwei 
Beiſitzern Dieſe werden nebſt zwei Stellvertretern 
von der Generalverſammlung nach Maßgabe der 
Vorſchriften des Statuts gewählt. Wählbar iſt jeder, 
der in der Gemeinde ſeines Wohnortes zu den 
öffentlichen Gemeindeämtern wählbar und nicht Mit⸗ 
glied der Genoſſenſchaft iſt. i 

Wird ein Schiedsrichter mit Erfolg abgelehnt, 
worüber im Streitfalle die Aufſichtsbehörde endgültig 
entſcheidet, ſo iſt der Erſatzmann aus den gewählten 
Stellvertretern oder erforderlichenfalls aus den wähl⸗ 
baren Perſonen durch die Aufſichtsbehörde zu beſtimmen. 

§ 22. Die von der Genoſſenſchaft ausgehenden 
Bekanntmachungen ſind unter ihrem Namen (8 2) 
zu erlaſſen und vom Vorſteher zu unterzeichnen. 


1 


Die für die Oeffentlichkeit beſtimmten Bekannt. Verordnungen und Bekanntmachungen der 


machungen der Genoſſenſchaft werden in das Kreis⸗ 
blatt des Kreiſes Cottbus aufgenommen, ſofern nicht 
die ortsübliche Bekanntmachung allein durch dieſes 
Statut vorgeſchrieben iſt. 

8 23. Soweit die Aufnahme neuer Genoſſen 
nicht auf einer dem 8 69 des Waſſergenoſſenſchafts⸗ 
geſetzes entſprechenden rechtlichen Verpflichtung beruht, 
kann fte auch im Wege der Vereinbarung auf den 
Antrag des Aufzunehmenden durch Vorſtandsbeſchluß 
erfolgen. Der Beſchluß bedarf der Zuſtimmung der 
Auſſichtsbehörde. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſtegel. 

Gegeben Neues Ma den 12. Dezember 1908. 

(L. S. 


gz. Wilhelm R. 
gaz. Beſeler, von Arnim. 
2. Hierdurch beftimme ich, daß die durch 
Bundesratsbeſchluß feſtgeſetzte „Deutſche Arzneitaxe 
1909“ mit dem 1. Januar 1909 für das Königreich 
Preußen in Kraft tritt. 

Die amtliche Ausgabe der Arzneitaxe iſt im 
Verlage der Weidmannſchen Buchhandlung in 
Merlin SW. 68, Zimmerſtraße 94, erſchienen und 
im Buchhandel zum Ladenpreiſe von 1,20 Mark 
für ein in Leinen gebundenes Exemplar zu beziehen. 

Ueberſchreitungen der Taxe unterliegen der 
Beſtrafung nach § 148 Ziff. 8 der Gwerbeordnung 
für das Deutſche Reich (in der Faſſung vom 
26. Juli 1900 — R.⸗G.⸗Bl. S. 871 ff.). 

Berlin, den 24. Dezember 1908 

Der Miniſter der geiſtlichen, 

Unterrichts⸗ und Medizinalangelegenheiten. 

In Vertretung: We ver. 

3. Den praktiſchen Aerzten Dr. Sthamer 
in Johannesburg und Dr. Simon in Kapſtadt iſt 
in Erweiterung der Bekanntmachungen des Herrn 
Reichskanzlers vom 24. März 1904 und 1. Februar 
1908 auf Grund des 8 42 Ziffer 2 der Wehr⸗ 
ordnung die Ermächtiaung erteilt worden, Zeugniſſe 
der im 8 42 Ziffer Ta—c daſelbſt bezeichneten Art 
über die Tauglichkeit derjenigen militärpflichtigen 
Deutſchen aus zuſtellen, welche ihren dauernden 
Aufenthalt in der Kapkolonie, der Oranjeflußkolonle, 
in Transvaal, Rhodeſia und Natal haben. 

Berlin, den 28. November 1908. 

Der Miniſter des Innern. 

4. Nachdem der praktiſche Arzt Dr. Robert 
Neudörffer feinen Wohnſitz in Sao Paulo auf⸗ 
gegeben hat, iſt die ihm zufolge Bekanntmachung 
des Herrn Reichskanzlers vom 26. Februar 1903 
erteilte Ermächtigung zur Ausſtellung der im 8 42 
Ziffer Ia— e der Wehrordnung bezeichneten Zeugniſſe 
über die Tauglichkeit derjenigen militärpflichtigen 
Deutſchen, welche ihren dauernden Aufenthalt in 
Braſilien haben, zurückgezogen worden. 

Berlin, den 15. Dezember 1908. 

Der Miniſter des Innern. 


Königl. Regierung zu Frankfurt a. Oder. 

5. Auf Anordnung des Herrn Oberpräſidenten 

ſoll in Spremberg. und zwar in dem weſtlich'der Spree⸗ 

brücke belegenen Stadtteile, eine Apotheke errichtet 
werden. Die genaue Begrenzung der Lage der Apotheke 
wird dem Konzeſſionar ſeinerzeit mitgeteilt werden. 

Geeignete Bewerber fordere ich auf, ſich bis zum 
10. Februar 1909 ſchriftlich bei mir zu melden. 

Der Meldung ſind beizufügen: 

1. eine Lebensbeſchreibung, 

. das Approbations zeugnis, 

. eine nach der Zeitfolge geordnete Ueberficht 
über die bisherige Tätigkeit ſeit der Appro⸗ 
bation, enthaltend: 

a) die Anfangs⸗ und Endzeiten nach Tages⸗ 
daten in zuſammenhängender Reihe und 
unter fortlaufenden Nummern (ftehe zu 4), 

b) den Ort und 

c) die Art der Beſchäftigung, namentlich auch 
für die Zeit der Unterbrechung der Apotheker⸗ 
tätigkeit, 

„die Servierzeugniſſe nach der Approbation, die 
amtsärztlich beglaubigt, nach der Beitfolge ge⸗ 
ordnet und mit den entſprechenden Nummern 
der Zuſammenſtellung zu 3 verſehen ſein müſſen, 

. die polizeilichen Führungszeugniſſe für die Zeit 
von der Approbation bis zur Gegenwart, 

. der amtlich beglaubigte Nachweis aus neueſter 
Zeit über die zur Errichtung einer Apotheke 
erforderlichen Mittel, 

„die eidesſtattliche Erklärung des Bewerbers, 
daß er eine Apotheke noch nicht beſeſſen hat, 
oder, wenn dies der Fall ſein ſollte, die 
Angabe des Ortes, an dem er eine ſolche be⸗ 
ſeſſen, unter Benennung des Kauf⸗ und Ver⸗ 
kaufspreiſes, ſowie unter eingehender Dar⸗ 
legung der Gründe, aus denen er ſein Beſitz⸗ 
recht an der Apotheke aufgegeben hat. 
Geſuche, deren Anlagen nicht vollſtändig find, 

können nicht berückſichtigt werden. 

Die Konzeſſton wird in Gemäßheit des Aller⸗ 
höchſten Erlaſſes vom 30. Juni 1894 als eine un⸗ 
vererbliche und unveräußerliche verliehen. Ihr In⸗ 
haber iſt ſomit zur Präſentation eines Geſchäftg⸗ 
nachfolgers nicht berechtigt. 

Da eine anderweite Regelung des Apotheken⸗ 
konzeſſionsweſens beabſichtigt ift und dabei auch in 
Frage ſteht, ob den Konzeſſtonaren eine noch näher 
zu beſtimmende Betriebsabgabe auferlegt werden ſoll, 
bleibt es vorbehalten, dieſer Betriebsabgabe auch 
die vorliegende Konzeſſion zu unterwerfen. 

Schließlich weiſe ich darauf hin, daß Geſuche 
von Bewerbern, die nach dem Jahre 1894 oppro⸗ 
biert ſind, bei der aroßen Zahl älterer Bewerber 
ſchwerlich Ausſicht auf Beröckſichtigung haben, und 
daß eine perſönliche Vorſtellung zwecklos iſt. 

Frankfurt a. O., den 29. Dezember 1908. 

Der Regierungspräfident. 
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8. Prüfungstermine im Jahre 1909. 
A. Seminarentlaſſungsprüfungen. 


—— ͤ——— ſ—— — —— 


Anſtalt Schriftlich Mündlich Meldungsfriſt 
Seminar in Droſſen 25. und 26. Januar 1.—3. Februar 3. Januar 
5 „ Prenzlau 8. und 9. Februar 15.—17. Februar 10. Januar 

„ „ Coepenick 10. und 11. Februar 15.—17. Februar 14. Januar 

5 „ Alt-Döbern 24. und 25. Februar 1.—3. März 1. Februar 


1 „ Neu Ruppin 1. und 2. März 8.—10. März 1. Februar 


„ für Stadtſchullehrer in 


Berlin 8. und 9. März 15.—17. März 8. Februar 
„ in Königsberg Nm. 10. und 11. März 15.—17. März 13. Februar 
„ „ Kyritz 23. und 24 Auguſt 30/31. Aug. u. 1. Septbr. 25. Juli 
* „ Friedeberg Nm. 30. und 31. Auguſt 6.—8. September 1. Auguſt 
„ „Neuzelle 1. und 2. September 6.—8. September 1. Auguſt 
„ „Oranienburg 15. und 16. September] 20.— 22. September 20. Auauſt 


Die Meldungen der nicht im Seminar vorgebildeten Schulamtskandidaten find unter Beifügung 
der vorgefchriebenen Papiere an uns einzureichen. Erfolgt auf die Meldung kein ablehnender Beſcheld, 
fo haben ſich die betreffenden Bewerber am Tage vor Beginn der Prüfung dem Herrn Seminardirektor 
um 5 Uhr nachmittags vorzuſtellen. 

B. Seminaraufnahmeprüfungen. 


Anſtalt Schriftlich Mündlich Meldungsfrift 
Seminar in Züllihau . 19. Januar 21. und 22. Januar | 20. Dezember 1908 
„ „ Jilterbog 22. Januar 25. und 26. Januar 2. Januar 
„ „Droſſen 2. Februar 4.6, Februar 3. Januar 
„ „Coepenick 16. Februar 18.— 20. Februar 14. Januar 
„ „Prenzlau 16. Februar 18.—20. Februar 15. Januar 
5 „ Havelberg 2. März 4.—6. März 1. Februar 
„ „ Alt⸗Döbern 2. März 4.—6. März 1. Februar 
„ „ Neu⸗Ruppin 9. März 11.—13. März 8. Februar 

„ für Stadtſchullehrer 

in Berlin 15. und 16. März 18.— 20. März 15. Februar 
„ „ Königsberg Nm. 16. März 18.—20. März 13. Februar 
„ „ Cottbus 23. März 25.— 27. März 20. Februar 
„ kit 31. Auguſt 2.—4. September 1. Auguſt 
„ „ Neugelle 6. September 9.—11. September 1. Auguſt 
„ „ Friedeberg Nm. 7. September 9.—11. September 5. Auguſt 

„Oranienburg 21. September 23.— 25. September 20. Auguſt 


Die Meldungen ſind unter Beifügung der vorgeſchriebenen Papiere an den betreffenden Herrn 
Seminardirektor einzureichen. 


C. Zweite Lehrerprüfungen. 


Anſtalt Schriftlich Mündlich Meldungsfrift 
Seminar in Droſſen . April 26.— 29. April 22. Februar 
10 für Stadiſchullehrer 
in Berlin 1. Mai 3.—5. Mai 1. März 
" „ &oepentd 1. Mai 3.—6. Mal 1. März 
" „ Alt⸗Döbern 8. Mai 10.—12. Mat 8. März 
„ „ Königsberg Nm. 15. Mat 17.19. Mai 15. März 
5 „ Prenzlau 5. Juni 7.—9. Juni 1. April 
N „ New-Ruppin 19. Juni 21.—23. Juni 18. April 
TRITT 23. Oktober 25.— 27. Oktober 20. Auguft 
" „ Neuzelle 23. Oktober 25.—28. Oklober 23. Auguft 
" „ Oranienburg 30. Oktober 1-4. November 30. Auguſt 


„ „ Friedeberg Nm. 6. November 8 10. November | 6. September 
Die Meldungen derjenigen Lehrer, die mindeſtens zwei, höchſtens fünf Jahre an Schulen in 
Preußen vollbeſchäftigt waren, ſind an die zuſtändige Königliche Regierung einzureichen 


D. Füdiſche Lehrer⸗Bildungsanſtalt in Berlin, 
Entlaſſungsprüfung ſchriftlich: 8. u. 9. Februar. 
mündlich: 12. Februar. 
Meldungsfriſt: 10. Januar. 
E Präparandenanſtalt in Joachimsthal Nm. 
Snilafjungsprüfung ſchriftlich: 22. Februar. 
mündlich: 24.—26. Februar. 
Meldungsfriſt: 30. Januar. 
F. Königliches Lehrerinnen⸗Seminar in Berlin. 
(Auguſtaſchule.) 
a) Aufnahmeprüfung ſchriftlich: 26. Februar. 
mündlich: 1. u. 2. März. 
Meldungefriſt: 1. Februar. 
Die Meldungen find unter Beifügung der vorgeſchriebenen Papiere an den Seminardirektor, 
Profeſſor Dr. Engwer, hier SW. 11, Kleinbeerenſtraße 16/19, einzureichen. 
b) Entlaſſungsprüfung ſchriftlich: 18. Januar. 
mündlich: 8. Februar. 
Meldungsfrift: 6. Januar. 


G. Mittelſchullehrerprüfungen. 
A. Frühjahrstermin ſchrifilich: 21. u. 22. Mai. 
mündlich: 24.—27. Mal. 
Meldungsfriſt: 1. März. 
B. Herbſttermin ſchriftlich: 3. u. 4. Dezember. 
mündlich: 6.—9. Dezember. 
Meldungsfriſt: 10. September. 

Die Meldungen find unter Beifügung der vorgeſchriebenen Papiere gemäß § 5 ber Prüfungs⸗ 
ordnung vom 1. Juli 1901 an uns — und zwar von den im Amte befindlichen Lehrern durch Ver⸗ 
mittelung der zuständigen Königlichen Reglerung — einzureichen. In dem Geſuche ift anzugeben, in welchen 
Fächern (8 6 B.) der Bewerber die Lehrbefähigung zu erlangen beabſichtigt, ſowie aus welchem Fache ihm 
die Aufgabe für die häusliche Arbeit (§ 8) beſonders erwünſcht fein würde. Zugelaſſen werden nur ſolche 
Bewerber, die in der Provinz Brandenburg ihren Wohnſitz haben. 


H. Rektorenprüfung. 


A. Frühjahrstermin mündlich: 2.—5. Juni. 
Meldungsfriſt: 1. März. 
B. Herbſttermin mündlich: 22.— 25. November. 


Meldungsfriſt: 15. Auguſt. 

Die Meldungen ſind unter Beifügung der vorgeſchriebenen Papiere gemäß § 4 der Prüfungs⸗ 
ordnung vom 1. Jult 1901 an uns — und zwar von den im Amte ſtehenden Lehrern durch Vermitte⸗ 
lung der zuſtändigen Königlichen Regierung — einzureichen. In dem Geſuche iſt anzugeben, ob die 
Befähigung zur Leitung von Volksſchulen oder von Schulen mit fremdſprachlichen Unterricht gewünſcht 
wird. Zugelaſſen werden nur ſolche Bewerber, die in der Provinz Brandenburg ihren Wohnſitz haben. 


J. Lehrerinnenprüfung. 


Anſtalt Schriftlich Mündlich |  Meldungsfeift 


I. In Berlin. 
A. Frühjahrster mine. 


Margaretenſchule 
I, Termin 22. — 24. Februar 
H. Termin | 19. u. 20. Februar | 25.—27. Februar 15. Januar 
Sharlottenſchrle. a 8.10 
Termin N .—10. Mär 
U. Termin Pa 11.18. Marz 15. Januar 
Eltſabethſchule 
I. Termin 11. u. 12. März 15.—17. März N 
I. Termin | 18. u. 19. März 22.—24. März P 15. Januar 


—u— —-¼— — —— —— .E—'ẽ—d .. — —— — 
Mündlich 


Anſtalt Schrifilich Meldungstermin 
Sophienſchule 
. = .—17. Mä ; 
I. Zur h 11. u. 12. März 18 27 Mirz } 15. Januar 
Viktorlaſchule 
. 19. u. 20. März ae 55 } 15. Januar 
B. Herbſttermin. 
Margaretenſchule 23. u. 24. Auguſt 26.— 28. Auguſt 1. Juli 
Spphienſchule 
I. Termin | 2. u. 3. September 6.—8. September 1. Juli 
ae 8 a 
I. Termin 15. September 
Ul. Termin f 9; u. 10. September 16.—18. September 1. gu 
Viktoriaſchule 13. u. 14. September | 16.—18. September 1. Juli 
Eliſabethſchule 16. u. 17. September | 20.— 22. September 1. Juli 
II. Außerhalb von Berlin. 
Cottbus 11. Januar 25.—26. Januar 22. Dezember 1908 
Dt.⸗Wilmersdorf 18. Januar 1—3. Februar 6. Januar 


Frankfurt a. 12 ih 8 
Termin 8 17. Februar 
Il. Termin 11. u. 12. Februar 22.24. Ne 14. Januar 

Die Meldungen find unter Beifügung der vorgeſchriebenen Papiere an uns einzureichen. In 
dem Geſuche iſt anzugeben, ob die Prüfung für Volksſchulen oder für miitlere und höhere Mädchenſchulen 
gewünſcht wird. Die Verteilung der eingegangenen Meldungen auf die einzelnen Prüfungskommiſſionen 
wird von uns vorgenommen. Zu den Lehrerinnenprüfungen in Cottbus und Dt.⸗Wilmersdorf werden nur 
die Bewerberinnen zugelaſſen, welche in den in dieſen Orten beſtehenden Lehrerinnen⸗Bildungsanſtalten 
vorgebildet ſind. 

K. Sprachlehrerinnenprüfungen. 
Frühjahrstermine ſchriftlich: 19. u. 20. April. 
mündlich: 22.— 28. April. 
i Meldungefriſt: 8. März. 
Herbſttermine ſchriftlich: 4. u. 5. Oktober. 
mündlich: 7.— 13. Oktober. 
Meldungsfriſt: 23. Auguſt. 

Die Meldungen find unter Beifügung der vorgeſchriebenen Papiere an uns einzureichen. In 
dem Geſuch iſt anzugeben, ob die Ablegung der Prüfung in der franzöſiſchen und engliſchen Sprache oder 
wenn nur in einer, in welcher von beiden gewünſcht wird. 

L. Schulvorſteherinnenprüfungen. 


Frühjahrstermine mündlich: 15. Juni. 
Meldungsfriſt: 23. März. 
Herbſttermine mündlich: 14. Dezember. 


Meldungefriſt: 21. September. 
Die Meldungen find unter Beifügung der vorgeſchriebenen Papiere an uns einzureichen. 
M. Handarbeitslehrerinnenprüfungen. 
A. Frühjahrstermine. 
a) Vaterländiſcher Frauenverein ſchriftlich: 28. Februar. 
mündlich: 25. u. 26. Februar. 
Meldungsfriſt: 6. Januar. 
b) Letteverein ſchriftlich: 27. Februar. 
mündlich: 2. u. 3. März. 


Meldungsfriſt: 6. Januar. 
e) Heimathaus für Töchter 
höherer Stände ſchriftlich: 23. März. 
mündlich: 25.—26. März. 
Meldungsfriſt: 6. Januar. 


